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UND USA BLEIBEN ANGESPANNT
Präsident Biden und Chinas Staats- und
Parteichef Xi Jinping haben sich seit
dem letzten G20-Gipfel auf Bali im
vergangenen Herbst nicht mehr persön-
lich getroffen.
Nun gibt es Hoffnungen, denn Mitte

November findet der Gipfel der Asia-
tisch-Pazifischen Wirtschaftskoopera-
tion in San Francisco statt und sowohl
Xi als auch Biden wollen teilnehmen.
Von beiden Seiten sind versöhnliche
Töne zu hören, China wolle sich um
Konsens und Zusammenarbeit bemü-
hen. Gleichzeitig gibt es bei wichtigen
Schlüsselfragen weiterhin keine Annä-
herung: Handelskrieg, Sicherheitspoli-
tik, Drogenschmuggel oder der Umgang
mit dem Nahen Osten.
Viele Beobachter deuten militärische
Zwischenfälle als Test, ob die USA be-
reit wäre, noch einem dritten Partner-
land militärisch zur Seite zu stehen.

SIEMENS ENERGY:
STAATSGARANTIEN NOTWENDIG
Der kriselnde Konzern Siemens Energy
hat am vergangenen Donnerstag be-
kannt gegeben, dass es mit Bundesre-
gierung und Partnerbanken über Garan-
tien zur Bilanzstärkung spricht. Sie-
mens Energy als Hersteller von Wind-
turbinen ist hauptsächlich im projekt-
basierten Bereich beschäftigt.
Vor allem in diesem Bereich wollen
Kunden eine gesunde Bilanz, damit das
Unternehmen eine Garantie ausgeben
kann, dass es in einigen Jahren noch auf
dem Markt ist und Serviceverträge ein-
halten kann. Siemens Energy spielt in
der deutschen Energiewende eine wich-
tige Rolle, da es Übergangstechnologien
und erneuerbare Energien im Portfolio
hat. Aus diesem Grund ist auch die
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undesregierung an einem gesunden
nternehmen interessiert. Die teils
hwierigen Marktbedingungen, aber auch
ualitätsprobleme bei den Windturbinen

aben dem Unternehmen in den letzten
ahren hohe Verluste im Windkraft-Be-
ich eingebracht. Die Bundesregierung
äre bereit, milliardenschwere Garantien
r Siemens Energy zu übernehmen, for-

ert aber eine Beteiligung von Siemens,
on der Siemens Energy abgespalten
urde und auf deren Finanzstärke Sie-
ens Energy nun nicht mehr zurückgrei-
n kann. Aus diesem Grund benötigt das
nternehmen seit Jahren Bank-Bürg-
haften, die jährlich erneuert werden
üssen. Die Siemens AG allerdings sperrt
ch noch gegen die Übernahme von
ürgschaften und fordert mehr Informa-
onen und ein geordnetes Verfahren.
arktbeobachter sehen diese Haltung
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: -2,20 %
Jahresende: 33.147,25 Aktuell: 32.417
(27.10.2023 / Börsenschluss)
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(27.10.2023 / Börsenschluss)

llerdings nur temporär, da Siemens sich
icht der Verantwortung und den Feh-
rn bei der Ausgliederung von Siemens
nergy entziehen kann.

ORWEGISCHER STAATSFONDS
ÄHRT VERLUSTE EIN
er Norwegische Staatsfonds gilt als der
eltgrößte Fonds seiner Art. Gegründet
urde er 1996, um die Einnahmen aus
em norwegische Öl- und Gassektor zu
vestieren. Er ist weltweit an mehr als
300 Unternehmen beteiligt und besitzt
5 Prozent aller börsennotierten Aktien.
ach einem sehr guten ersten Halbjahr,

as durch starke Aktienmärkte einen
ohen Gewinn verzeichnen kann, folgte
un ein Verlust von ca. 30 Milliarden
uro. Der Verlust resultiert aus dem
ertverfall aller Anlageklassen des

onds im dritten Quartal.
V O N B E R N H A R D K O C H

Kaum ein Begriff der Ethik scheint in
unserer Zeit so viel Aufschwung zu haben
wie der der Verantwortung. Er hat indivi-
dualethisch gewissermaßen den traditio-
nelleren Begriff der Schuld abgelöst. Das
hängt mit unseren verwickelten Lebens-
verhältnissen und mit enorm gewachsenen
technologischen Möglichkeiten zusammen.
Wir scheinen für den Einsatz von Technik
in gleicher Weise verantwortlich zu sein
wie für den Verzicht auf Technik.
Auf dem Feld der „Ethik der Künstlichen
Intelligenz“ wird allenthalben ein „ver-
antwortlicher Umgang“ mit ihr gefordert.
Dass dabei unbestimmt bleibt, was nun
konkret zu tun und zu lassen ist, wird
nicht als Manko des Verantwortungsbe-
griffs angesehen, sondern als dessen Vor-
teil. Immerhin wird mit der Forderung,
verantwortungsvoll zu sein, der sittliche
Ernst betont, aus dem wir nicht entlassen
werden können.
Nun hat in einem britischen Fernsehinter-
view vor einigen Wochen der ehemalige
israelische Premierminister Naftali Ben-
nett im Zusammenhang mit den Vergel-
tungsangriffen seines Landes nach den
grauenhaften Terrorangriffen der Hamas
davon gesprochen, dass es die Verantwor-
tung dieser Terrorgruppe sei, wenn Zivi-
listen durch israelischen Beschuss ums
Leben kommen, weil sie als menschliche
Schutzschilde gehalten werden.
In diesem Fall soll also der Verantwor-
tungsbegriff gerade nicht den sittlichen
Ernst des eigenen (gewaltsamen) Han-
delns betonen, sondern im Gegenteil da-
von entlasten: „Es ist die Verantwortung
der Anderen, also nicht meine.“ Mir
scheint hier eines der größten Missver-
ständnisse bei der moralischen Verwen-
dung des Verantwortungsbegriffs deutlich
zu werden: Verantwortung wird verstan-
den wie ein physischer Gegenstand, der
ganz oder in Teilen mit uns verbunden ist:
Man könne zwar teilweise für einen Vor-
gang verantwortlich sein, so dass andere
zu anderen Teilen verantwortlich sind.
Aber am Ende gibt es nur eine Verant-
wortlichkeit von 100 Prozent. Wenn An-
dere zu 70 Prozent Verantwortung tragen,
könne meine Verantwortung nur bei ma-
ximal 30 Prozent liegen. So ein buchhal-
terischer Zugang zur Ethik ist jedoch ver-
fehlt: Wer – wie die Hamas – menschliche
Schutzschilde benutzt, ist tatsächlich für
den Schaden an diesen Menschen verant-
wortlich (und begeht ein Kriegsverbre-
chen).
Wer sich als Schutzschild benutzen lässt,
ist auch verantwortlich. Aber wer diese
Menschen, die als Schutzschilde genutzt
werden, beschießt, kommt ebenfalls nicht
verantwortungsfrei davon. Denn der Ver-
antwortungsbegriff gibt uns keine inhalt-
liche Antwort auf das richtige Handeln,
sondern verweist auf eine formale Eigen-
schaft unseres sittlichen Bewusstseins: Wir
müssen stets für unser Tun und Unterlas-
sen Antwort geben können – in erster Li-
nie vor denen, die von unserem Handeln
betroffen sind. Religiöse Menschen wer-
den darauf bestehen, dass wir uns auch vor
Gott zu rechtfertigen haben. Wenn Gewalt
eskaliert, ist es meistens so, dass weder das
Eine noch das Andere überzeugend gelingt.

Der Autor ist Stellvertretender Direk-
tor des Instituts für Theologie und
Frieden in Hamburg. Foto: Privat

Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der Katholischen Sozialwis-
senschaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach.
gegen Putin
Der energieintensiven Industrie steht das Wasser bis zum Hals. Nun soll ein Industriestrompreis helfen. Gewerk-
schaft und Industrieverband klatschen dem Wirtschaftsminister Beifall, doch Zweifel bleiben V O N J A K O B R A N K E

D
ie gute Nachricht zuerst: Wirt-
schaftsminister Robert Habeck
möchte, dass die deutsche In-
dustrie weiterhin in Deutsch-

land produziert – auch die „energieintensi-
ve“, deren Produktion viel Strom braucht,
wie etwa die Chemieindustrie. Das ist nicht
ganz selbstverständlich. Habecks damaliger

Habeck viel lieber benutzt als „Industrie-
strompreis“. Denn nach dem Willen des Vi-
zekanzlers soll die Subvention nur so lange
nötig sein, bis das erhöhte Stromangebot
aus erneuerbaren Quellen Realität gewor-
den ist und den benötigten Strom zu güns-
tigen Preisen sichert. In Habecks 60-seiti-
ger Industriestrategie ist dabei allerdings
Marktüberblick

Staatssekretär Patrick Graichen hatte eini-
ge Aufregung ausgelöst, als er im Sommer
2022 in einem auf Youtube veröffentlichten
Interview ohne weiteres Bedauern gesagt
hatte, zumindest Industriezweige, die ener-
gieintensiv „einfach zu kopierende“ Pro-
dukte herstellen, könnten aufgrund der
durch die Energiewende absehbar höheren
Strompreise den Standort Deutschland ver-
lassen.

Habeck, der am Dienstag die „Industrie-
konferenz“, eine Veranstaltung zur Zukunft
der Industrie, dazu nutzte, seine kürzlich
veröffentlichte Industriestrategie mit den
Spitzen von IG Metall und dem Bund der
deutschen Industrie (BDI) öffentlich zu
diskutieren, hat eigentlich keinen Zweifel
daran gelassen, dass er sich nicht an diesem
Modell der „strukturellen Anpassung“
orientiert. Dass er die drohende Abwande-
rung der Industrieproduktion aufgrund der
seit Beginn des Ukrainekriegs in Deutsch-
land dramatisch gestiegenen Energiepreise
Nun die schlechte Nachricht: Ob Habeck,
der in der Vergangenheit auch schon mit
der gegenteiligen Einschätzung auffiel, man
habe „kein Stromproblem“, die richtigen
Ideen für die Rettung des Wirtschaftsstand-
orts hat, ist umstritten – unter Ökonomen,
aber auch in der Bundesregierung. Die der-
zeit meist diskutierte Idee des Wirtschafts-
ministers ist die des „Industriestromprei-
und BDI begrüßen die Initiative in seltener
Einigkeit. Jürgen Kerner, zweiter Vorsit-
zender der IG Metall, sagte, „Entlassungen,
Insolvenzen und Betriebsschließungen“
seien schon jetzt Realität. Ohne zeitnahes
Handeln drohe ein schleichender Verlust
industrieller Wertschöpfung. Daher brau-
che es jetzt einen „Brückenstrompreis“.
Brückenstrompreis ist auch das Wort, das
von einem „Brückenjahrzehnt“ und einer
„Übergangsphase bis Anfang der 30er
Jahre“ die Rede. Die gewünschte Subven-
tion dürfte also relativ lange die öffent-
lichen Haushalte belasten, was auch als
einer der Hauptgründe dafür gilt, dass sich
bislang sowohl Finanzminister Christian
Lindner als auch Bundeskanzler Olaf
Scholz gegen die Idee sperren. „Die finanz-
politischen Rahmenbedingungen“, räumte
Habeck ein, seien „der Elefant im Raum“.
Und das, obwohl die Finanzierung der Sub-
vention dem Vernehmen nach zunächst zu
guten Teilen über den Schattenhaushalt des
„Klima- und Transformationsfonds“ laufen
sollte, der vom regulären Bundeshaushalt
rechtlich getrennt ist. Gegen diese Idee
stemmen sich nicht zuletzt Ökonomen. So
hat die Wirtschaftsweise Veronika Grimm,
ironischerweise zusammen mit der Klima-
aktivistin Luisa Neubauer, in einem Gast-
beitrag im „Tagesspiegel“ argumentiert,
dass damit ausgerechnet Gelder, die eigent-
lich zum klimafreundlichen Umbau der
Wirtschaft gedacht sind, für die Bestands-
wahrung einflussreicher Lobbys genutzt
würden. Denn klar ist, dass eine derartige
Subvention zunächst gerade keinen Anreiz
zum Energiesparen setzt, was einen künfti-
gen Ausstieg aus der Subventionierung er-
schwert. Habeck ist anderer Meinung: „Wir
haben keinen Strukturwandel aus sich
selbst heraus, wir haben einen Struktur-
bruch“, ausgelöst, so Habeck, durch Putins
Angriffskrieg in der Ukraine. Und den Ver-
werfungen des Strukturbruchs gelte es zu
begegnen. Der russische Präsident dürfe es
nicht sein, so die Botschaft, der darüber be-
stimme, was in Deutschland noch produ-
ziert werden könne.

W
ie lange dann aber die Sub-
ventionierung gegen Putin
nötig ist, hängt am Ende da-
von ab, ob und wann die de-

carbonisierte Energieproduktion der Zu-
kunft wirklich verlässlich billigen Strom ga-
rantieren kann. „Auch welches Energiesze-
nario laufen wir denn zu?“ Diese Frage gel-
te es, zu beantworten, und zwar, so BDI-
Präsident Siegfried Russwurm, von der gan-
zen Regierung. Zudem möge diese tunlichst
darauf hinarbeiten, in der Frage der Ener-
giepolitik einen überparteilichen Konsens
zu erreichen, der über die aktuelle Legisla-
turperiode hinausreiche.

Ein weiterer Elefant im Raum, der am
Dienstag auf offener Bühne keine Erwäh-
nung fand, aber außerhalb der Ampelkoali-
tion immer wieder thematisiert wird, dürfte
daher bei all dem beflissenen Einsatz Ha-
becks für das finanzielle Wohlergehen der
Industrie die Frage sein, ob der Ausstieg aus
der Atomenergie nicht hätte vermieden
werden müssen – oder gar noch revidiert
werden muss. Denn auch in dieser Frage
sind sich Ökonomen weitgehend einig: Die
Angebotsverknappung durch die Abschal-
tung der Kernkraftwerke hat zu den hohen
Strompreisen beigetragen.

Ob der Traum von der billigen grünen
Energie hingegen jemals Realität wird, ist
weit weniger klar. Scheitert er jedoch, dann
steht Deutschland vor der Wahl, seine In-
dustrielle Basis ins Ausland abzugeben,
oder Subventionsmilliarden in ein Loch oh-
ne Boden zu versenken.
also nicht einfach hinnehmen will, die nach
Berechnungen seines Ministeriums schon
zu einem Einbruch der energieintensiven
Produktion von fast 20 Prozent geführt hat.
Denn, so Habeck in seiner Eröffnungsrede,
„schmilzt der industrielle Kern, dann

ses“, also einer potenziell sehr teuren
Stromsubvention, die der energieintensiven
Industrie, die derzeit im Vergleich mit
Frankeich, China oder den Vereinigten
Staaten ein Vielfaches des dortigen Strom-
preises zahlt, wettbewerbsfähige Produk-

Wohin geht die Reise mit dem Industriestandort Deutschland? Wirtschaftsminis-
ter Robert Habeck glaubt, eine Antwort zu haben. Foto: IMAGO / Chris Emil Janßen


